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Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 25. April 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be^ 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die in Monaco 
am 18. November 1961 Unterzeichnete Zusatz- 
vereinbarung zu dem am 2. Juni 1934 in 
London revidierten Haager Abkommen vom 
6. November 1925 über die internationale 
Hinterlegung gewerblicher Muster oder 
Modelle 


mit Begründung, den Wortlaut der Zusatzvereinbarung in 
französischer Sprache und in deutscher Übersetzung sowie eine 
Denkschrift. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bun- 
destages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 244. Sitzung am 13. April 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die in Monaco am 18. November 1961 Unterzeichnete Zusatzvereinbarung 
zu dem am 2. Juni 1934 in London revidierten Haager Abkommen 

vom 6. November 1925 

über die internationale Hinterlegung gewerblicher Muster oder Modelle 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Der in Monaco am 18. November 1961 von der 
Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten Zusatz- 
vereinbarung zu dem am 2. Juni 1934 in London 
revidierten Haager Abkommen vom 6. November 
1925 über die internationale Hinterlegung gewerb- 
licher Muster oder Modelle wird zugestimmt. Die 
Zusatzvereinbarung wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Zusatzvereinbarung nach 
ihrem Artikel 7 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Zusatzvereinbarung bedarf nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung 
der für die Bundesgesetzgebung zuständigen Körper- 
schaften in der Form eines Bundesgesetzes, da sie 
sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be- 
zieht. 

Zu Artikel 2 

Die Zusatzvereinbarung soll auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem die Zusatz- 
vereinbarung nach ihrem Artikel 7 Abs. 2 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Denkschrift 


Das Haager Abkommen über die internationale Hin- 
terlegung gewerblicher Muster oder Modelle ist am 
6. November 1925 als Nebenabkommen zu der 
Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutze des ge- 
werblichen Eigentums geschlossen worden. Durdi 
das Abkommen wird der internationale Schutz der 
gewerblichen Muster oder Modelle (Geschmacks- 
muster) im Gebiet der Vertragstaaten erreicht. Es 
eröffnet den Angehörigen dieser Staaten die Mög- 
lichkeit, für ihre Geschmacksmuster durch eine ein- 
zige Hinterlegung beim Internationalen Büro zum 
Schutze des gewerblichen Eigentums in Bern (jetzt 
Genf) in sämtlichen Vertragstaaten gegen Zahlung 
bestimmter Gebühren Schutz zu erlangen. Die Ge- 
bühren, die auch bei einer späteren Revision des 
Abkommens in London am 2. Juni 1934 nicht erhöht 
worden sind, haben sich in den letzten Jahrzehnten 
als zu niedrig erwiesen, um die beim Genfer Büro 
entstehenden Verwaltungskosten zu decken. Es ist 
daher ein Fehlbetrag entstanden — in den Jahren 
1939 bis 1958 309 000 Schweizer Franken — , der 
sich immer weiter vergrößert. In einer erneuten 
Revisionskonferenz, die vom 14. bis 28. November 

1960 im Haag stattgefunden hat, ist zwar eine neue 
Fassung des Haager Musterabkommens beschlossen 
worden, die eine erhebliche Erhöhung der Gebühren 
vorsieht, die neue Fassung tritt aber erst in Kraft, 
wenn mindestens zehn Staaten ihre Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben, unter 
denen sich vier Staaten befinden müssen, die dem 
Abkommen bisher noch nicht angehört haben. Es ist 
daher erst in einigen Jahren mit dem Inkrafttreten 
der neuesten Fassung des Abkommens zu rechnen, 
so daß sich bis zu diesem Zeitpunkt der Fehlbetrag 
des Genfer Büros immer weiter vergrößern würde. 
Um dem abzuheifen, hat vom 13. bis 18. November 

1961 in Monaco eine diplomatische Konferenz statt- 
gefunden, an der Vertreter von 16 Staaten, darunter 
auch der Bundesrepublik, teilgenommen haben. Die 
diplomatische Konferenz hat einstimmig eine Zu- 
satzvereinbarung beschlossen, durch die die Gebühren 
für die internationale Hinterlegung von Geschmacks- 
mustern erhöht werden sollen. Die Zusatzvereinba- 
rung ist von sieben Staaten einschließlich der Bun- 
desrepublik unterzeichnet worden. Sie steht noch bis 
zum 31. März 1962 zur Unterzeichnung offen und soll 
nach ihrem Artikel 7 Abs. 2 bereits in Kraft treten, 
wenn sie von zwei Staaten ratifiziert worden ist. 

Außerdem hat die diplomatische Konferenz einstim- 
mig eine Resolution gefaßt, nach der der bereits 
entstandene Fehlbetrag des Geschmacksmusterdien- 
stes des Genfer Büros durch Zahlungen der Vertrag- 
staaten im Verhältnis der Zahl der internationalen 
Hinterlegungen ihrer Staatsangehörigen ausgegli- 
chen werden soll. Diese Zahlungen sind im wesent- 


lichen von der Schweiz, Frankreich, Belgien und der 
Bundesrepublik aufzubringen, deren Staatsangehö- 
rigen bei weitem die meisten internationalen Hin- 
terlegungen vorgenommen haben. Die genannten 
vier Staaten haben ein großes Interesse daran, daß 
die Zusatzvereinbarung möglichst bald in Kraft tritt, 
damit eine weitere Erhöhung des von ihnen auszu- 
gleichenden Fehlbetrags vermieden wird, Auch die 
diplomatische Konferenz hat die Empfehlung ausge- 
sprochen, daß die Vertragstaaten die Zusatzverein- 
barung möglichst bald ratifizieren sollten. 

Zu der Zusatzvereinbarung ist im einzelnen zu be- 
merken; 

Zu Artikel 1 

Absatz 1 setzt den Betrag der erhöhten Gebühren 
für die internationale Hinterlegung fest. Für die 
Hinterlegung eines einzelnen Musters oder Modells 
sollen für die erste Schutzfrist von fünf Jahren statt 
5 Schweizer Franken insgesamt 25 Schweizer Fran- 
ken gezahlt werden. Eine Sammelhinterlegung, also 
die Hinterlegung mehrerer Muster mit einem An- 
trag, soll statt 10 Schweizer Franken 60 Schweizer 
Franken kosten. Für die Verlängerung des Schutzes 
eines einzelnen Musters oder Modells um weitere 
zehn Jahre soll die Gebühr statt 10 Schweizer Fran- 
ken 50 Schweizer Franken betragen. Für die Verlän- 
gerung des Schutzes für eine Sammelhinterlegung 
sind statt 50 Schweizer Franken 250 Schweizer 
Franken vorgesehen. 

Absatz 2 enthält eine Übergangsvorschrift für den 
Fall, daß die für die Verlängerung der Schutzfrist 
vorgesehenen Gebühren vor Inkrafttreten der Zu- 
satzvereinbarung gezahlt worden sind, die erste 
Schutzfrist von fünf Jahren aber erst nach dem 
Inkrafttreten abläuft. In diesem Fall sollen die er- 
höhten Gebühren nach der Zusatzvereinbarung ge- 
zahlt werden. 

Zu Artikel 2 

In Artikel 7 der Ausführungsordnung zur Londoner 
Fassung des Haager Abkommens sind für bestimmte 
Amtshandlungen des Genfer Büros Gebühren in 
Höhe von 5 bzw. 2,50 Schweizer Franken vorge- 
sehen. Diese Gebühren sollen auf 25 bzw. 12,50 
Schweizer Franken erhöht werden. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 sieht ein vereinfachtes Verfahren für eine 
spätere Erhöhung der in Artikel 1 und 2 der Zusatz- 
vereinbarung vorgesehenen Gebühren vor. Eine 
entsprechende Regelung findet sich bereits in Arti- 
kel 10 der erwähnten Ausführungsordnung. 
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Zu Artikel 4 

Artikel 4 regelt die Bildung eines Reservefonds in 
Höhe von 50 000 Schweizer Franken, der aus den 
Überschüssen der Einnahmen gespeist werden soll, 
die sidi aus der Erhebung der Zusatzgebühren erge- 
ben. Aus dem Reservefonds sollen etwaige Fehl- 
beträge des Geschmacksmusterdienstes des Genfer 
Büros abgedeckt werden. 

Zu Artikel 5 

Da damit gerechnet werden muß, daß nicht alle Ver- 
tragstaaten des in London revidierten Haager Ab- 
kommens die Zusatzvereinbarung ratifizieren, ist in 
Artikel 5 bestimmt, daß für die Staaten, deren An- 
gehörige die erhöhten Gebühren zahlen, und für die 
übrigen Staaten vom Genfer Büro eine gesonderte 
Rechnung aufgestellt werden muß. 


Zu Artikel 6 

Nach Absatz 1 bleibt die Zusatzvereinbarung bis 
zum 31. März 1962 zur Unterzeichnung offen. Ab- 
satz 2 regelt den Beitritt zur Zusatzvereinbarung. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 enthält Bestimmungen über die Ratifizie- 
rung und das Inkrafttreten der Zusatzvereinbarung. 

Zu Artikel 8 

Artikel 8 bestimmt, daß die Zusatzvereinbarung in 
einem einzigen Stück unterzeichnet und im Archiv 
der Regierung des Fürstentums Monaco hinterlegt 
wird. Diese soll jedem Mitgliedstaat des Haager 
Abkommens eine beglaubigte Abschrift übermitteln. 
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Zusatzvereinbamng 
zum Haager Abkommen 
über die internationale Hinterlegung 
gewerblicher Muster oder Modelle 
vom 6. November 1925 
revidiert in London am 2. Juni 1934 

Acte Additionnel 
ä l'Arrangement de La Haye 
concernant le depöt international 
des dessins ou modeles industriels 
du 6 novembre 1925, 
revise ä Londres le 2 juin 1934 


LES Etats contractants, 

C0NSID£RANT que le decouvert financier de l'Union 
de la Haye concernant le depöt international des dessins 
ou modeles industriels ira croissant aussi longtemps que 
tous les Etats partics ä rArrangement de La Haye du 
6 novembre 1925, revise ä Londres le 2 juin 1934, ne se- 
ront pas parties ä l’Arrangement de La Haye du 28 no- 
vembre 1960, 

CONSCIENTS DE LA NECESSITE, pour remedier ä 
cette Situation d'instituer des taxes additionnelles ä celles 
qui sont prevues par TArrangement de La Haye revise ä 
Londres, 

SONT CONVENUS DE CE QUI SUIT: 

Article 1 

(1) En sus des taxes instituees par Earticle 15 de 
l’Arrangement de La Haye revise ä Londres, les taxes 
additionnelles suivantcs sont percues pour les operations 
ci-apres designees: 

1) Pour le depöt d un seul dessin ou modele et pour 
la premiere periode de cinq ans: 20 francs 
suisses; 

2) pour le depöt d’un seul dessin ou modele, ä l'ex- 
piration de la premiere periode et pour la duree 
de la deuxieme periode de dix ans: 40 francs 
suisses; 

3) pour un depöt multiple et pour la premiere Pe- 
riode de cinq ans: 50 francs suisses; 

4) pour un depöt multiple, ä l’expiration de la pre- 
miere periode et pour la duree de la deuxieme 
periode de dix ans: 200 francs suisses. 

(2) Si les taxes prevues sous les numeros 2 et 4 de 
Earticle 15 de l'Arrangement de La Haye revise a Lon- 
dres ont ete acquittees apres la date du present Acte, 
mais avant son entree en vigueur — celle-ci etant deter- 
minee pour chacun des Etats conformement aux disposi- 
tions de Earticle 7, paragraphes 2 et 3 — , alors que la 
premiere periode de protection expire apres cette entree 
en vigueur, le deposant doit payer la taxe additionnelle 
de Prolongation prevue sous les numeros 2 et 4 du para- 
graphe (1) du present article. Ä l’entree en vigueur du 
present Acte, le Bureau international avise les deposants 


(Übersetzung) 

DIE VERTRAGSCHLIESSENDEN STAATEN, 

IN DER ERWÄGUNG, daß der Fehlbetrag im Haushalt 
des Haager Verbandes für die internationale Hinter- 
legung gewerblicher Muster oder Modelle ansteigen 
wird, solange nicht alle dem Haager Abkommen vom 
6. November 1925, revidiert in London am 2. Juni 1934, 
angehörenden Staaten Mitglieder des Haager Abkom- 
mens vom 28. November 1960 sind, 

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß es, um dieser Lage ab- 
zuhelfen, notwendig ist, Ziisatzgebühren zu den Ge- 
bühren einzuführen, die in dem in London revidierten 
Haager Abkommen vorgesehen sind, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

(1) über die in Artikel 15 des in London revidierten 
Haager Abkommens vorgesehenen Gebühren hinaus 
werden für die nachstehend bezeichneten Vorgänge 
folgende Zusatzgebühren erhoben: 

1. Für die Hinterlegung eines einzelnen Musters 
oder Modells und für den ersten Zeitabschnitt 
von fünf Jahren: 20 Schweizer Franken; 

2. für die Hinterlegung eines einzelnen Musters 
oder Modells bei Ablauf des ersten Zeitabschnitts 
und für die Dauer des zweiten Zeitabschnitts 
von zehn Jahren: 40 Schweizer Franken; 

3. für eine Sammelhinterlegung und für den ersten 
Zeitabschnitt von fünf Jahren; 50 Schweizer 
Franken; 

4. für eine Sammelhinterlegung bei Ablauf des 
ersten Zeitabschnitts und für die Dauer des 
zweiten Zeitabschnitts von zehn Jahren: 200 
Schweizer Franken. 

(2) Sind die in Artikel 15 Nrn. 2 und 4 des in London 
revidierten Haager Abkommens vorgesehenen Gebühren 
nach dem Zeitpunkt dieser Vereinbarung, jedoch vor 
ihrem Inkrafttreten — das für jeden Staat nach Ar- 
tikel 7 Abs. 2 und 3 bestimmt wird — gezahlt worden, 
während die erste Schutzdauer nach diesem Inkrafttreten 
abläuft, so hat der Eiinterleger die in Absatz 1 Nrn, 2 
und 4 dieses Artikels vorgesehene zusätzliche Verlän- 
gerungsgebühr zu entrichten. Bei Inkrafttreten dieser 
Vereinbarung teilt das Internationale Büro den betreffen- 
den Hinterlegern mit, daß sie innerhalb von sechs Mo- 
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Interesses qu'ils doivent payer la taxe additionnelle dans 
Tjn delai de six mois ä compter de la reception de cet 
avis. Si le paiement n’est pas effectue dans ce delai, la 
Prolongation est consideree comme nulle et la mention 
en est radiee du registre. Dans ce cas, la taxe de Prolon- 
gation precedemment payee est restituee. 

Article 2 

Des taxes additionnelles de 20 francs suisses ou de 
10 francs suisses sont egalement pergues pour toute autre 
Operation prevue par l’Arrangement de La Haye revise 
a Londres, et pour laquelle le Reglement d'execution du- 
dit Arrangement prevoit une taxe de 5 francs suisses ou 
de 2,50 francs suisses. 

Article 3 

Les taxes prevues aux articles 1 et 2 du present Acte 
peuvent etre modifiees, sur proposition du Bureau inter- 
national ou du Gouvernement suisse, selon la procedure 
definie ci-apres: 

Les propositions sont communiquees aux Administra- 
tions des £tats parties au present Acte qui font connaitre 
leur avis au Bureau international dans un delai de six 
mois. Si, apres ce delai, une modification de taxe est 
adoptee par la majorite desdites Administrations sans 
qu'il se soit manifestee aucune Opposition, cette modifi- 
cation entre en vigueur le premier jour du mois suivant 
la date de l'envoi de la notification qui en est faite par 
le Bureau international aux Administrations precitees. 


Article 4 

(1) II est constitue, au moyen des excedents de re- 
cettes provenant de l'application des taxes additionnelles, 
un fonds de reserve dont le montant n’excede pas 50.000 
francs suisses. 

(2) Lorsque le fonds de reserve a atteint ce montant, 
les excedents eventuels de recettes sont distribues aux 
Etats parties au present Acte proportionnellement au 
nombre des depöts de dessins ou modeles effectues par 
leurs ressortissants ou par les autres personnes visees ä 
l'article premier de l'Arrangement de La Haye revise ä 
Londres. 

Article 5 

Aussi longtemps que tous les Pays membres de l'Union 
creee par l'Arrangement de La Haye revise ä Londres 
ne seront pas parties au present Acte ou ä l'Arrangement 
de La Haye du 28 novembre 1960, le Bureau international 
etablira des comptes separes pour les Pays parties au 
present Acte et pour ceux qui ne seront parties qu'au 
seul Arrangement de La Haye revise ä Londres. 

Article 6 

(1) Le present Acte reste ouvert ä la signature jus- 
qu'au 31 mars 1962. 

(2) Les Etats parties ä l'Arrangement de La Haye re- 
vise ä Londres qui n'auraient pas signe le present Acte 
seront admis ä y adherer. Les dispositions des articles 16 
et 16 bis de la Convention de Paris pour la protection 
de la propriete industrielle seront applicables dans ce cas. 

Article 7 

(1) Le present Acte sera ratifie et les Instruments de 
ratification en seront deposes aupres du Gouvernement 
de la Principaute de Monaco. Ces depöts seront notifies 


naten nadi Erhalt dieser Mitteilung die Zusatzgebühr zu 
zahlen haben. Wird die Zahlung nicht innerhalb dieser 
Frist vorgenommen, so gilt die Verlängerung als nichtig 
und der Vermerk wird im Register gelöscht. In diesem 
Falle wird die vorher gezahlte Verlängerungsgebühr 
zurückerstattet. 

Artikel 2 

Für jede weitere Amtshandlung, die das in London 
revidierte Haager Abkommen vorsieht und für die nach 
dessen Ausführungsordnung eine Gebühr von 5 oder 
2,50 Schweizer Franken zu zahlen ist, werden ebenfalls 
Zusatzgebühren von 20 oder 10 Schweizer Franken er- 
hoben. 

Artikel 3 

Die in Artikel 1 und 2 dieser Vereinbarung vorge- 
sehenen Gebühren können auf Vorschlag des Inter- 
nationalen Büros oder der schweizerischen Regierung 
in folgendem Verfahren geändert werden: 

Die Vorschläge werden den Verwaltungen der dieser 
Vereinbarung angehörenden Staaten mitgeteilt, die inner- 
halb von sechs Monaten dem Internationalen Büro ihre 
Stellungnahme übermitteln. Nimmt nach Ablauf dieser 
Frist die Mehrheit dieser Verwaltungen eine Gebühren- 
änderung an, ohne daß auch nur ein einziger Einspruch 
erhoben wird, so tritt diese Änderung am ersten Tage 
des Monats in Kraft, der auf die Absendung der Mit- 
teilung der Änderung durch das Internationale Büro 
an die genannten Verwaltungen folgt. 

Artikel 4 

(1) Mit den Überschüssen der Einnahmen, die sich aus 
der Erhebung der Zusatzgebühren ergeben, wird ein 
Reservefonds gebildet, dessen Höhe 50 000 Schweizer 
Franken nicht übersteigt. 

(2) Wenn der Reservefonds diese Höhe erreicht hat, 
werden die etwaigen Überschüsse der Einnahmen unter 
die dieser Vereinbarung angehörenden Staaten verteilt 
im Verhältnis zur Zahl der Hinterlegungen von Mustern 
oder Modellen, die ihre Staatsangehörigen oder die 
anderen in Artikel 1 des in London revidierten Haager 
Abkommens bezeichneten Personen bewirkt haben. 

Artikel 5 

Solange nicht alle Länder, die Mitglied des durch das 
in London revidierte Haager Abkommen geschaffenen 
Verbandes sind, dieser Vereinbarung oder dem Haager 
Abkommen vom 28. November 1960 angehören, stellt das 
Internationale Büro für die Länder, die dieser Verein- 
barung angehören, und für diejenigen, die nur dem in 
London revidierten Haager Abkommen angehören, ge- 
sonderte Rechnung auf. 

Artikel 6 

(1) Diese Vereinbarung steht bis zum 31. März 1962 
zur Unterzeichnung offen. 

(2) Die dem in London revidierten Haager Abkommen 
angehörenden Staaten, die diese Vereinbarung nicht 
unterzeidinet haben, werden zum Beitritt zugelassen. In 
diesen Fällen sind die Artikel 16 und 16bis der Pariser 
Verbandsübereinkunft zum Schutze des gewerblichen 
Eigentums anzuwenden. 

Artikel 7 

(1) Diese Vereinbarung bedarf der Ratifizierung; die 
Ratifikationsurkunden sollen bei der Regierung des Für- 
stentums Monaco hinterlegt werden. Diese Regierung teilt 
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par ce Gouvernement au Gouvernement de la Confedera- 
tion suisse qui les notifiera aux Etats contractants. 

(2) Le present Acte entrera en vigueur ä l'expiration 
d'un delai d’un mois ä compter de la date de l'envoi par 
le Gouvernement de la Confederation suisse aux Etats 
contractants de la notification du depöt du deuxieme 
Instrument de ratification. 

(3) A legard des Etats qui deposeront leur Instrument 
de ratification posterieurement au depöt du deuxieme 
Instrument de ratification vise au paragraphe precedent, 
le present Acte entrera en vigueur ä l'expiration d'un 
delai d'un mois a compter de la date de l'envoi par le 
Gouvernement de la Confederation suisse aux Etats con- 
tractants de la notification du depöt de l'instrument de 
ratification en cause. 

Article 8 

Le present Acte sera signe en un seul exemplaire qui 
sera depose aux archives du Gouvernement de la Princi- 
paute de Monaco. Une copie certifiee conforme sera re- 
mise par ce dernier ä chacun des Gouvernements des 
Pays de l'Union de La Haye. 

En foi de quoi, les Plenipotentiaires soussignes, apres 
avoir presente leurs pleins pouvoirs, reconnus en bonne 
et due forme, ont appose leur signature. 

FAIT ä Monaco, le 18 novembre 1961. 

Pour la 

REPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE: 

A. Simon 
G. Schneider 


Pour la REPUBLIQUE ARABE UNIE: 

Pour la BELGIQUE: 

Pour l’ESPAGNE: 

Pour la FRANCE: 

G. Fi nn i s s 

Pour LINDONESIE; 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

A. Hübe 

Pour le MAROC: 

Pour la PRINCIPAUTE DE MONACO: 
Arthur C r o v e 1 1 o 
Henri Crovetto 
J.M. Notar! 

Pour les PAYS-BAS: 

C. J. de Haan 

Pour la SUISSE: 

H. Morf 
P. Dufour 
Ch. Pochon 

Pour la TUNISIE: 

Pour l'ETAT DE LA CITE DU VATICAN: 
J. P. Buensod 

Pour la REPUBLIQUE DU VIETNAM; 


diese Hinterlegungen der Regierung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft mit, die sie den vertragschließenden 
Staaten zur Kenntnis bringt. 

(2) Diese Vereinbarung tritt einen Monat nach dem 
Tage in Kraft, an dem die Regierung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft den vertragschließenden Staaten die 
Mitteilung der Hinterlegung der zweiten Ratifikations- 
urkunde übermittelt. 

(3) Für die Staaten, die ihre Ratifikationsurkunde nach 
der Hinterlegung der im vorhergehenden Absatz 2 be- 
zeichneten zweiten Ratifikationsurkunde hinterlegen, tritt 
diese Vereinbarung einen Monat nach dem Tage in 
Kraft, an dem die Regierung der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft den vertragschließenden Staaten die Mit- 
teilung der Hinterlegung der betreffenden Ratifikations- 
urkunde übermittelt. 

Artikel 8 

Diese Vereinbarung wird in einem einzigen Stück 
unterzeichnet, das im Archiv der Regierung des Fürsten- 
tums Monaco hinterlegt wird. Diese übermittelt jeder 
Regierung der Mitgliedländer des Haager Verbandes eine 
beglaubigte Abschrift. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten nach 
Vorlage ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Monaco am 18. November 1961. 

Für die 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

A. Simon 

G. Schneider 

Für die 

VEREINIGTE ARABISCHE REPUBLIK; 

Für BELGIEN: 

Für SPANIEN: 

Für FRANKREICH: 

G. Finnis s 

Für INDONESIEN: 

Für LIECHTENSTEIN: 

A. Hübe 

Für MAROKKO: 

Für das FÜRSTENTUM MONACO: 

Arthur Crovetto 

Flenri Crovetto 

J. M. N ot a ri 

Für die NIEDERLANDE: 

C. J. de Haan 

Für die SCHWEIZ: 

H. Morf 

P. Dufour 

Ch. Pochon 

Für TUNESIEN: 

Für den STAAT VATIKANSTADT: 

J. P. Buensod 

Für die REPUBLIK VIETNAM: 
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